
Showdown im Kanzleramt
Seehofer will bei Merkel und Gabriel einen Kurswechsel in der Flüchtlingspolitik erzwingen

Von Rasmus Buchsteiner

Berlin (DK) Kurswechsel oder
Koalitionsbruch? „Es wird auf
jeden Fall ein historisches Wo-
chenende“, heißt es in CSU-
Kreisen. Wenn sich am Sams-
tagabendum19Uhr imBerliner
Kanzleramt Angela Merkel und
Horst Seehofer treffen,umihren
Streit über den richtigen Kurs in
der Flüchtlingskrise auszuräu-
men, ist das nur der Auftakt für
den folgenden Gesprächsma-
rathon. Am Sonntag um 9 Uhr
früh soll weiter verhandelt wer-
den. Mit am Tisch wird dann
SPD-ChefSigmarGabriel sein.
Knapp zwei Jahre nach dem

schwarz-roten Start steht die
Koalition womöglich vor ihren
bislang schwersten Stunden.
CSU-Chef Seehofer, sein Ulti-
matumunddie gezielt gestreute
Information, man behalte sich
als „Ultima ratio“ sogar den
Ausstieg aus der großen Koali-
tion vor, sorgen jedenfalls für
Anspannung.
„Angesichts der großen He-

rausforderung unseres Landes
wegen der starken Zuwande-
rung von Flüchtlingen bedroht
der Streit zwischen CDU und
CSU inzwischen die Hand-
lungsfähigkeit der Regierung“,
machte SPD-Chef Gabriel am
Freitag seinem Ärger Luft.
„Diese Form der gegenseitigen
Erpressung und Beschimpfung
ist unwürdig und schlicht ver-

antwortungslos.“ CSU-Gene-
ralsekretär Andreas Scheuer
kritisierte die SPD und ihren
Kurs in der Flüchtlingskrise: „Es
ist unverantwortlich seitens der
SPD, die Realität auszublen-
den.“ SPD-Generalsekretärin
Yasmin Fahimi sprach von ei-
nem „Kasperletheater“, das die
CSUaufführe.
Kurz vor den Gipfel nutzten

die Parteien die Gelegenheit,
noch einmal ihre Positionen zu
markieren. Die CSU-Landes-
gruppe im Bundestag fordert in
einem internen Positionspa-
pier, das unserer Berliner Re-
daktion vorliegt, Transitzonen,

das Zurückweisen von Flücht-
lingen ohne Ausweispapiere,
konsequentes Abschieben ins-
besondere nach Pakistan und
Afghanistan sowie einen vorü-
bergehenden Stopp des Famili-
ennachzug. Die SPD erneuerte
ihr Nein zu Transitzonen – zu-
mindest zu Haftanstalten in
solchen Bereichen. Und in der
CDU meldeten sich vor allem
diejenigen zu Wort, die Merkels
„Wir-schaffen-das-Kurs“ kri-
tisch sehen. Sollte es keine
Kurskorrektur in der Flücht-
lingskrise geben, wollen einige
Abgeordnete Anfang der Woche
einen Antrag zur Begrenzung

der Zuwanderung in die Uni-
onsfraktion einbringen. Die
Sitzung der Abgeordneten von
CDU und CSU am Dienstag
könnte turbulentwerden.
Hinter den Kulissen wird

längst nach möglichen Kom-
promissen gesucht. Dass die
CSU das schwarz-rote Bündnis
am Wochenende zum Platzen
bringt, wurde in Koalitionskrei-
sen ausgeschlossen. Seehofer
behält sich allerdings Allein-
gänge Bayerns vor, wie etwa ei-
ne stärkere Sicherung der
Grenze zu Österreich und ein
Zurückweisen von Flüchtlin-
gen.

26 Flüchtlinge sterben in der Ägäis
Athen (AFP) Bei drei Boots-

unglücken in der Ägäis sind er-
neut mindestens 26 Flüchtlinge
ums Leben gekommen, darun-
ter 17 Kinder. Griechische Ret-
tungskräfte bargen bis Freitag-
morgen 22 Tote, die türkische
Nachrichtenagentur Dogan
meldete den Tod von vier wei-
teren syrischen Kindern. Mehr
als 160 Menschen konnte die
griechische und die türkische
Küstenwache nach dem Un-
tergang der Flüchtlingsboote
retten. Er fühle „Scham“ ange-
sichts der „Unfähigkeit Euro-
pas, seine Werte zu verteidi-
gen“, sagte der griechische Mi-
nisterpräsident Alexis Tsipras.

Sie haben es geschafft: Flüchtlinge nach ihrer Ankunft auf der grie-
chischen Insel Lesbos. Trotz rauer See wagen immer noch täglich hun-
derte Menschen die Überfahrt von der Türkei. Foto: Baltagiannis/dpa

Deutscher
Dschihadist
offenbar tot
Washington (AFP) Der deut-

sche Dschihadist und Ex-Rap-
per Denis Cuspert (Foto) ist
nach US-Militärangaben bei ei-
nem Angriff auf Stellungen der
Dschihadistenmiliz Islamischer
Staat (IS) in Syrien getötet wor-
den. „Ich kann bestätigen, dass
Denis Cuspert bei einem An-
griff nahe Raka am 16. Oktober
getötet worden ist“, sagte Pen-
tagon-Sprecherin Elissa Smith
am Donnerstagabend (Orts-
zeit) in Washington. Die Bun-
desregierung reagierte aller-
dings zurückhaltend auf die
Meldung von Cusperts Tod.
Cuspert sei „in der Vergan-

genheit schon so oft tot ge-
meldet worden“, sagte ein
Sprecher des Bundesinnenmi-
nisteriums am Freitag in Ber-
lin. „Und wie bei den vergan-
genen Totmeldungen können
wir das auch dieses Mal weder
bestätigen noch dementieren.“
Nach Angaben des US-Ver-

teidigungsministeriums soll der
40-jährige Cuspert nicht das
vorrangige Ziel des Angriffs vom
16. Oktober in
Syrien gewe-
sen sein.
Pentagon-
Sprecherin
Smith sagte,
der aus Berlin
stammende
Extremist ha-
be auch US-
Präsident Ba-
rack Obama
und deutsche Bürger bedroht
und Muslime im Westen auf-
gerufen, Anschläge zu verüben.
Der gebürtige Berliner Cu-

spert hatte sich vor gut drei Jah-
ren nach Ägypten abgesetzt und
anschließend dem IS in Syrien
angeschlossen, er tauchte in
zahlreichen Propagandavideos
der Islamistenorganisation auf.
Vergangenen November hatte
der IS ein Video im Internet ver-
öffentlicht, in dem Cuspert of-
fenbar den Kopf eines exeku-
tierten IS-Gegners in den Hän-
den hält. Dschihadisten hatten
schon im April 2014 seinen Tod
verkündet, doch war der Deut-
sche später wieder aufge-
taucht. Cuspert war in Berlin
als Gangsta-Rapper mit dem
Künstlernamen Deso Dogg be-
kanntgeworden. Er soll Deut-
sche für den IS rekrutiert ha-
ben, die Bundesanwaltschaft
ermittelt wegen Kriegsverbre-
chen gegen ihn.Foto: Matti/dpa
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Unter Kronleuchtern: Beim Syrien-Gipfel berieten Vertreter von 17 Staaten sowie von EU und UN am Freitag im Wiener Hotel „Imperial“ über ein Ende des Kriegs. Foto: Neubauer/dpa

Ein „Ausweg aus der Hölle“?
Bei der großen Syrien-Konferenz beraten erstmals alle wichtigen Akteure über ein Ende des Krieges

Von Christoph Sator

Wien (dpa) Das Hotel „Im-
perial“ an der Wiener Ring-
straße hat in 132 Jahren schon
viel Geschichte erlebt. Im Kal-
ten Krieg war das Fünf-Sterne-
Haus oft genug Verhandlungs-
ort zwischen Ost und West. So
war das „Imperial“ am Freitag
der ideale Schauplatz für die
größte Syrien-Konferenz, die es
je gab. Viereinhalb Jahre nach
Beginn des Konflikts saßen zum
ersten Mal fast alle wichtigen
Akteure zusammen am Tisch:
die fünf UN-Vetomächte (USA,
Russland, China, Frankreich
und Großbritannien) und
Deutschland, die großen Regi-
onalmächte Türkei, Saudi-Ara-
bien und – zum ersten Mal –
der Iran.
Aus Syrien allerdings war bei

der Begegnung niemand dabei,
weder Vertreter des Regimes
von Präsident Baschar al-Assad
noch der Opposition. Was kei-
neswegs von Schaden sein
muss: Bei früheren Syrien-Tref-
fen hatte das die Dinge über-
haupt nicht vorangebracht.
Beide Seiten nutzten auch die
diplomatische Bühne, um sich
böse zu bekriegen.
So steckten die politischen

Bemühungen um ein Ende der
Tragödie – 250000 Tote, mehr
als 4,2 Millionen Syrer im Aus-

land auf der Flucht, sieben Mil-
lionen Vertriebene innerhalb
des Landes – seit langer Zeit
völlig fest. Auch was die Zu-
kunft Assads angeht, hatte man
sich total verhakt: Russland und
der Iran nahmen den Diktator
in Schutz. Der Westen, die Tür-
kei und verschiedene arabische
Staaten wollten ihn sofort los-
werden.
Durch die Gespräche in Wien

gibt es jetzt zumindest wieder
Hoffnung. Der amerikanische
Außenminister John Kerry
nannte die Konferenz einen
„Ausweg aus der Hölle“. Bun-
desaußenminister Frank-Wal-
ter Steinmeier sprach weniger
dramatisch von einem „Hoff-
nungszeichen“. Alle Beteiligten
sollten jetzt einen „ersten
Schritt“ zu einer politischen
Lösung unternehmen. „Das
mag von heute aus noch weit
entfernt sein. Aber der erste
Schritt ist wichtig.“
Die Deutschen haben großes

Interesse an einer schnellen
Lösung, weil die Flüchtlings-
krise ansonsten kaum in Griff
zu kriegen ist. Der größte Teil
der Menschen, die derzeit Zu-
flucht in der Bundesrepublik
suchen, kommt aus Syrien.
Immerhin gab es dann doch

eine Abschlusserklärung: Die
Teilnehmer der Konferenz in
Wien haben sich für freie Wah-

len und einen möglichst weit-
reichenden Waffenstillstand in
dem Bürgerkriegsland ausge-
sprochen. In der Abschlusser-
klärung einigten sich die 17
Teilnehmerstaaten sowie Ver-
treter der EU und UN darauf,
dass das Land nicht zersplittert
werden dürfe und die territo-
riale Einheit erhalten werden
müsse. Die Syrer selbst sollten
die politische Zukunft ihres
Landes gestalten. Damit wurde
das Schicksal Assads, im Ge-
gensatz zu bisherigen Forde-
rungen des Westens, zunächst
ausgeklammert. So einig man
sich insgesamt darüber ist, Sy-
rien vor dem völligen Zerfall zu
retten und keinesfalls der Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS)
zu überlassen, so unterschied-
lich sind die Vorstellungen da-
rüber, wie die Zukunft des Lan-
des aussehen könnte.
Von einem Durchbruch re-

dete am Freitag dennoch nie-
mand. Die Interessen liegen
immer noch weit auseinander.
Das gilt nicht nur für die bei-
den Großmächte USA und
Russland. Der Iran und Saudi-
Arabien zum Beispiel, die sich
die Vorherrschaft am Golf strei-
tig machen, sind aufs Heftigste
zerstritten. Im „Imperial“ sa-
ßen ihre beiden Außenminister
zum ersten Mal überhaupt in
Sachen Syrien an einem Tisch.

Gesprächsbedarf: US-Außenminister John Kerry (links) und sein rus-
sischer Amtskollege Sergej Lawrow bei der Syrien-Konferenz im Wie-
ner Hotel Imperial. Foto: Neubauer/dpa

US-Soldaten in Syrien
Washington (dpa) Die USA

ändern ihren bisherigen Kurs
im Kampf gegen die Terror-
miliz Islamischer Staat (IS).
Eine kleine Zahl bewaffneter
Spezialeinheiten werde in
den kommenden Tagen in
den Norden Syriens verlegt,
sagte ein hochrangiger US-
Regierungsvertreter am Frei-
tag. Dabei gehe es um weni-
ger als 50 Soldaten. Sie soll-
ten in dem Bürgerkriegsland

Angriffe syrischer und kur-
discher Kämpfer gegen den
IS koordinieren. Präsident
Barack Obama ordnete dem-
nach außerdem eine Verle-
gung einer nicht genannten
Zahl von Kampfflugzeugen
des Typs A-10 und F-15 in
die Türkei an. Mit verstärk-
ten Luftangriffen wollen die
USA eine Militäroffensive
gegen die IS-Hochburg Al-
Rakka unterstützen.

Promptes Echo
Gauweilers Worte rufen kritische Töne hervor

Ingolstadt/Berlin (DK) Peter
Gauweiler ist nicht für Zurück-
haltung bekannt. Der CSU-Po-
litiker sagt, was er denkt. So
auch in der Freitagsausgabe des
DONAUKURIER. Während ei-
nes Redaktionsbesuchs warf er
den Abgeordneten im Bundes-
tag vor, sich in der Flüchtlings-
frage vor Entscheidungen zu
drücken. Provokativ, wie die
Reaktionen einiger Abgeordne-
terausderRegionzeigen.
Die Linken-Abgeordnete Eva

Bulling-Schröter aus Ingolstadt
kannGauweilersMeinung nicht
nachvollziehen. „Schließlich
wurde gerade erst
durch den Bundes-
tag das Asylrecht
verschärft“, sagte
sie am Freitag auf
Anfrage unserer
Zeitung. Damit ha-
be die Regierung
den Wunsch einer parlamenta-
rischen Mehrheit erfüllt. Sie be-
tonte jedoch, dass die Links-
Fraktion den Beschluss nicht
gutheißt.
Zurückhaltender, nicht aber

vollends unkritisch, äußerte
sich am Freitag der Freisinger
CSU-Abgeordnete Erich Irl-
storfer, der unter anderem für
Pfaffenhofen zuständig ist. Die
Abgeordneten drückten sich
keineswegs. „Aber Beschlüsse
im Bundestag müssen gut vor-
bereitet sein“, sagte er. Schnell-
schüsse gelte es zu vermeiden.

Irlstorfer ist sich sicher, dass
sein Parteifreund Peter Gau-
weiler ein hervorragender Kopf
und Politiker sei. „Doch die
dauernden Kommentare von
außen sind kontraproduktiv“,
so Irlstorfer.
Wie dem auch sei, für den Ex-

Abgeordneten Gauweiler zeigt
sich der Bundestag derzeit zu
wenig entscheidungsfreudig. Er
fordert daher von der CSU, das
Bundesverfassungsgericht an-
zurufen. Im schlimmsten Fall
müsse das Parlament sogar
aufgelöst werden. Eva Bulling-
Schröter fand dazu deutliche

Worte: Das sei nur
eine Drohkulisse,
„weil der CSU bei
den Wählern die
Felle davon-
schwimmen“. Und
weiter: „Im Übrigen
agiert die CSU

schonJahrzehnteso, alsobsie in
derOppositionsei.Aber sie ist in
derRegierung.DasParlament in
Berlin aufzulösen, ist eine For-
derungvonganzrechtsaußen.“
Gar nicht zu Peter Gauweilers

Meinungen äußerte sich am
Freitag der Ingolstädter Abge-
ordnete Reinhardt Brandl. Er
sitzt genau wie Irlstorfer für die
CSU im Bundestag. Er wolle
keine Aussagen eines profilier-
ten Kollegen kommentieren:
„Das hätte einen korrigierenden
Charakter. Und das möchte ich
nicht“, sagteBrandl.

„Die Kommentare
von außen sind
kontraproduktiv.“
Erich Irlstorfer,
CSU-Abgeordneter
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